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Schulausschluss für Cola gefordert
Vorstoss gegen Süssgetränke an Baselbieter Schulen

SUSANNA PETRIN

Soll der Verkauf von Süssgeträn-
ken an Schulen verboten werden?
Ja, sagt die grüne Landrätin Made-
leine Göschke, die das Thema nun
auch im Baselbiet auf den Tisch
bringt. Dagegen ist etwa Landrat
Patrick Schäfli (FDP), er spricht von
einem «Verbotsstaat».

In Basel-Stadt hat vor einem Mo-
nat der Chef des Erziehungsdeparte-
ments, Christoph Eymann, ein Macht-
wort gegen Cola & Co. an Schulen ge-
sprochen (die baz berichtete). Die Ba-
selbieter Landrätin Madeleine
Göschke (Grüne) hat seit zwei Jahren
Unterlagen zum selben Thema, wie sie
sagt. Nun wollte auch sie nicht länger
zuwarten und hat einen Vorstoss für
ein Verbot von Süssgetränken an Ba-
selbieter Schulen eingereicht. Diese
sollen durch zuckerarme Getränke er-
setzt werden.

Es sind die Speckringe über den
Hüfthosen immer mehr junger Men-
schen, die nun Kanton um Kanton
dazu bringen, über die Dickmacher zu
debattieren. «Bereits jedes fünfte Kind
in der Schweiz bringt zu viele Kilos auf
die Waage», schreibt Göschke im Mo-
tionstext. Cola-Getränke seien gerade
für junge Leute doppelt schädlich: Ne-
ben ihrem hohen Zuckergehalt
hemme ihre Säure die Calcium-Auf-
nahme im Knochen.

BEVORMUNDUNG. Einer, der diesen
Vorstoss im Parlament sicher bekämp-
fen wird, ist FDP-Landrat Patrick
Schäfli. «Ich finde es unsäglich», sagt
er, «die Verbotskultur greift immer
mehr um sich.» Die zunehmende «Be-
vormundung», ja «Amerikanisierung
der Gesellschaft» bereite ihm Sorgen.
Er sieht es als Aufgabe von Eltern und
Lehrern, den Jugendlichen einen ver-
nünftigen Umgang mit Zucker und
Fett beizubringen. Dann sollen die Ju-
gendlichen selber entscheiden dürfen,
was sie zu sich nehmen.

Auch René Glauser, beim Amt für
Volksschulen für Präventions- und
Gesundheitsfragen zuständig, sowie
Max Müller, Präsident des Lehrerin-
nen- und Lehrervereines Baselland,
halten ein Verbot für unnötig – ob-
wohl Süssgetränke an Schulen seiner
Meinung nach nichts verloren hätten,
wie Müller sagt. Glauser verweist da-
rauf, dass die teilautonomen Schulen
grundsätzlich dazu verpflichtet seien,
die Schülerinnen und Schüler über ei-
nen gesunden Lebensstil aufzuklären.
Süssgetränke seien bloss einer der
Aspekte.

Göschke findet es selber «nicht
toll, wenn wir so viel verbieten müs-
sen». Doch handkehrum hält sie es für
eine moralische Verpflichtung, nicht
«Angebote zu schaffen, von denen
man weiss, dass sie schädlich sind».
«Wir müssen junge Leute schützen
und sie wenigstens in den Schulhäu-

sern nicht verführen», sagt sie. «Zu
dem, was man vor der Nase hat, greift
man auch schneller.»

LEERE KALORIEN. Auf ihrer Seite hat
Göschke Präventionsfachleute, etwa
Irène Renz, die Leiterin der Gesund-
heitsförderung Baselland. Sie wäre
froh, wenn an Schulen keine Süssge-
tränke verkauft würden. So, wie es vor
dem neuen Bildungsgesetz schon der
Fall war. Diese Getränke seien zwar
nur eines von vielen Elementen, die zu
Übergewicht beitragen. Doch sie wür-
den nichts als leere Kalorien bieten,
gekühlt fördern sie erst noch den Ap-
petit. «Wir empfehlen Wasser, unge-
süssten Tee und verdünnten Frucht-
saft.» Traubenzucker sei nicht besser,
und auch Light-Produkte seien unge-
eignet, weil sie die Gewöhnung an
Süsses förderten.

Der Kanton hat noch keinen
Überblick über die Anzahl von Ge-
tränkeautomaten an Schulen. Eine
kurze Umfrage der baz zeigt aber:
Viele Schulen wollen ohnehin neue
Wege gehen. So habe man am Gym
Oberwil vor, «gesündere Sachen ein-
zuführen», sagt Abwart Cédric Nobel.
An der Sekundarschule in Sissach ist
der Cola-Automat wegen Abfallprob-
lemen entfernt worden. Und in Fren-
kendorf werden auf Weisung der
Schulleitung nur Wasser, Orangensaft
oder Light-Produkte angeboten. Leh-
rer Herbert Paneth führt Statistik über
die verkauften Flaschen. Sie zeigt:
Cola light ist am beliebtesten, gefolgt
von Eistee light. Mineralwasser wird
viel seltener gekauft. Paneth hat etwas
Mühe mit den künstlichen Süssstof-
fen, «eigentlich müsste man konse-
quent Nein sagen zu Süssem».

LIGHT. Eine Frenkendörfer Klasse
kümmert sich um den Automaten.
Früher konnte sie so dank eines Coca-
Cola-Projekts etwas für die Schule ver-
dienen. Was damals unter «Wirt-
schaftskunde» lief, wurde bald als «Kö-
derung junger Kundschaft» kritisiert.
Heute macht  Coca-Cola Schweiz
keine Verträge mit Schülern mehr und
hat gar ein entsprechendes, europa-
weites Abkommen mit anderen Fir-
men unterzeichnet. Gemäss Medien-
sprecherin Pia Lehmann wolle die
Firma zudem das Sortiment adaptie-
ren und «40 Prozent Light- und
zuckerlose Getränke» anbieten. Statt
der Marke schmücken sporttreibende
Menschen die Automaten – denn laut
Coca-Cola ist Bewegungsmangel ein
Hauptproblem der Jugendlichen.
Auch die Automatebetreiberin Selecta
ist dran, «den Schulen neue Vor-
schläge zu machen», sagt Medienspre-
cherin Esther Thomas. Doch ein ge-
sundes Produkt hätten sie kürzlich
wieder aus dem Sortiment nehmen
müssen – es verkaufte sich schlecht.

Zucker-Verbote sind im Trend

GESUND TRINKEN. In den USA 
haben die drei grössten Soft-
drink-Hersteller ein Abkommen
unterschrieben, in dem sie sich
dazu verpflichten, bis 2009 alle
Verkäufe hochkalorienhaltiger
Getränke an Amerikas Schulen
einzustellen. In der Schweiz geht
Basel-Stadt voran: Bis in spätes-
tens zwei Jahren wollen die Städ-
ter alle Süssgetränke in Schul-
häusern durch gesunde, unge-
süsste Getränke ersetzen. Auch

der Luzerner Regierungsrat hat
kürzlich ein Postulat, das ein Ver-
bot fordert, positiv beantwortet:
Vom gesundheitlichen Stand-
punkt her sei eine Verbannung
der Süssgetränke aus den Men-
sen zu begrüssen, teilt er mit. In
St. Gallen wird über diese Mög-
lichkeit diskutiert. Die Stadt
Zürich erarbeitet ein Massnah-
menpaket. Der Aargau will der-
weil auf die Eigenverantwortung
der Schulleitungen setzen. spe

Kiloweise Kokain
geraucht und verkauft
Trotz Geständnis ist die Menge umstritten

THOMAS GUBLER

Ein 45-jähriger Italiener steht seit gestern wegen
mehrfacher qualifizierter Zuwiderhandlung ge-
gen das Betäubungsmittelgesetz vor dem Straf-
gericht. Trotz grosser umgesetzter Mengen will
der Mann aber nur zur Finanzierung des eigenen
Konsums mit Drogen gehandelt haben.

Es sind beträchtliche Mengen Kokain, die der An-
geklagte laut dem Besonderen Untersuchungsrichter-
amt (BUR) zwischen Januar 2001 und Juli 2004 von
verschiedenen Händlern bezogen hat. So viel, dass
sich der 45-jährige Italiener gar nicht mehr vorstellen
kann, was er damit alles gemacht hat. Denn die An-
klagebehörde geht von 10,7 bis 11,3 Kilo aus. Davon
soll er fünf bis sieben Kilo verkauft und den Rest sel-
ber konsumiert – insbesondere geraucht – haben.
Gemäss BUR hat er mit den Verkäufen einen Erlös in
der Grössenordnung von einer halben Million erzielt.
Doch ganz genau lassen sich die Zahlen nicht ermit-
teln. Denn obschon der Sachverhalt im Wesentlichen
zugestanden ist, erscheint vieles in diesem Fall nicht
ganz plausibel. 

GESCHENKE. So soll der Angeklagte im genannten
Zeitpunkt bei verschiedenen Zwischenhändlern Ko-
kain bezogen haben. «Vorwiegend zum Eigenkon-
sum», wie er gestern vor dem Strafgericht immer wie-
der betonte. Dabei war er nach einer gewissen Zeit je-
weils gezwungen, seinen Lieferanten zu wechseln.
Nicht in erster Linie, weil der Stoff mitunter qualitativ
minderwertig war, sondern weil der Angeklagte mit
den Zahlungen in Rückstand geriet und die Ware teil-
weise auch schuldig blieb. Dabei bezahlte er erst bar,
um den Stoff später in Kommission zu erhalten.

Aber auch abgesehen davon ist die Geschichte
nicht frei von Ungereimtheiten. So deutet einiges dar-
auf hin, dass die Lieferanten sich unter einander nicht
nur gekannt, sondern dass diese möglicherweise so-
gar der gleichen «Organisation» angehörten. Dies so-
wie der Umstand, dass die offene Rechnung – die
Summe belief sich schliesslich auf rund 40000 Fran-
ken – für den Angeklagten offenbar ohne Konsequen-
zen blieb, waren für Gerichtspräsidentin Jacqueline
Kiss nicht nachvollziehbar. «In diesem Milieu werden
normalerweise keine Geschenke gemacht», sagte die
Gerichtspräsidentin und liess durchblicken, dass sie
Zweifel an den Aussagen des Angeklagten hegt.

AUS DUMMHEIT. Für den Angeklagten, der seit bald
zwei Jahren in Untersuchungshaft sitzt, spricht indes-
sen, dass er sich gegenüber den Ermittlungsbehörden
kooperativ zeigte. Möglicherweise wollte er nach
zehn Jahren Drogensucht tatsächlich einen Strich zie-
hen. Denn bis 2004 hatte der Mann im Durchschnitt
vier Gramm Kokain am Tag, manchmal aber bis zu
zehn, konsumiert. Ins Drogenmilieu ist er laut eigenen
Angaben «aus Dummheit» geraten. Jedenfalls beteu-
erte er gestern vor Gericht, kein wirklich Krimineller
zu sein und bloss zur Finanzierung des Eigenkonsums
mit Drogen gehandelt zu haben. 

Nicht auszuschliessen ist allerdings, dass der Itali-
ener sich von seiner Geständigkeit und seinem ko-
operativen Verhalten etwas versprochen hat, das hier-
zulande so nicht gewährt werden kann: Man habe ihm
Vorteile wie ein abgekürztes Verfahren oder einen be-
dingten Strafvollzug in Aussicht gestellt, die ihm dann
aber nicht zuteil geworden seien. Der stellvertretende
Untersuchungsrichter Beni Gelzer, der in diesem Fall
die Anklage vertritt, bestritt jedoch vehement, dem
Angeklagten irgendwelche Vorzüge dieser Art ver-
sprochen zu haben.

Strafgericht: Der Prozess wird heute mit den Plädoyers von
Anklage und Verteidigung fortgesetzt. Lesen Sie voraussicht-
lich am Donnerstag den Bericht über das Urteil.

Umweltverbände nerven sich über die Regierung   
WWF und andere wollen bei Planungen auch weiterhin ein Wörtchen mitreden können

ANDREAS HIRSBRUNNER 

Für vier Baselbieter Umweltschutz-
organisationen ist die geplante Be-
schneidung ihrer Einsprachemög-
lichkeiten bei Nutzungsplanungen
«überflüssig, kontraproduktiv und
nicht stringent». 

«Es ist bedenklich, dass die antiöko-
logische Tendenz aus dem Raum Zürich
jetzt auch in der Nordwestschweiz an-
gekommen ist», ärgerte sich Jost Müller
vom WWF Region Basel an der gestri-
gen Medienkonferenz  von vier Basel-
bieter Umweltschutzorganisationen.
Stein des Anstosses ist eine Landrats-
vorlage, die das Verbandsbeschwerde-
recht im Raumplanungs- und Bauge-
setz (RPG) einschränken will. Konkret:
Bei kantonalen und kommunalen Nut-
zungsplanungen wie Zonenplänen oder
Quartierplänen sollen Umweltschutz-
organisationen in Zukunft vom Ein-
spracheverfahren ausgeschlossen wer-
den. Die Vorlage geht auf eine überwie-
sene SVP-Motion zurück. 

Für Urs Chrétien von Pro Natura Ba-
selland ist klar, dass sich die geplante
Gesetzesänderung kontraproduktiv aus-
wirken würde. Die Umweltverbände
könnten ihre Bedenken nicht mehr bei
der Weichenstellung auf Planungsstufe
einbringen, sondern müssten beim kon-
kreten Bauprojekt die Notbremse zie-
hen. Das führe unter dem Strich nicht
zur erhofften Beschleunigung, sondern
zu einer Verzögerung. Und überhaupt:
Die Regierung wolle mit der Vorlage ein
Problem lösen, das gar nicht vorhanden
sei, waren sich die Vertreter von Pro Na-
tura, WWF, VCS und Basellandschaftli-
chem Natur- und Vogelschutzverband
(BNV) einig.

BISHER KAUM PROBLEM. Tatsächlich
schreibt die Regierung in der Vorlage zu
den Auswirkungen der Gesetzesrevi-
sion: «Vom kantonalen Verbandsein-
spracherecht gemäss  § 13 Abs. 4 lit. c
sowie 31 abs. 2 lit. b RPG wurde bisher

nur wenig Gebrauch gemacht, so dass
eine effektive Einflussnahme von kan-
tonalen Umweltorganisationen auf
kantonale sowie kommunale Nut-
zungsplanungen bisher weitgehend
ausblieb.» Suzanne Oberer vom BNV er-
innerte in diesem Zusammenhang an
die vom Regierungsrat selber erhobe-
nen Zahlen: Im 2004 wurden 83 Ein-
sprachen gegen kantonale und kommu-
nale Planungsvorhaben eingereicht, 65
von Privatpersonen, 17 von juristischen
Personen und eine von einem Umwelt-
verband. 

OFT IM RECHT. Und dort, wo die Ver-
bände Einsprache machten, bekämen
sie erst noch meistens Recht, doppelte
Oberer nach und erwähnte zwei Bei-
spiele: In Biel Benken erhöhte der Re-
gierungsrat die Uferschutzzone nach ei-
ner Einsprache gegen den Zonenplan.
Und in Augst gab das Bundesgericht ei-
ner Einsprache von Pro Natura gegen

einen Quartierplan zugunsten des Eis-
vogels Recht. Noch mehr befürchten die
Verbände aber, dass durch eine  Be-
schneidung des Beschwerderechts des-
sen präventive Wirkung verlorengeht
und Projektverfasser unverfrorener pla-
nen. Dazu Stephanie Fuchs vom VCS
beider Basel: «Wo kein Kläger ist, ist
auch kein Richter. Und dass massge-
bende Gesetzesvorschriften nicht im-
mer automatisch vollzogen werden, be-
weist die überdurchschnittliche Erfolgs-
quote der Verbandseinsprachen.» Für
Fuchs zielt die Landratsvorlage auf den
VCS und damit daneben, weil sich die-
ser als national tätige Organisation bei
Einsprachen hauptsächlich auf Bundes-
gesetze stütze.   

Für Jost Müller ist die Vorlage «eine
halbverdaute Angelegenheit ohne
Stringenz». Seine Begründung: «Das
Baselbiet kocht jetzt sein Süppchen ge-
gen das Beschwerderecht der Umwelt-
verbände mit am nationalen Feuer.»

nachrichten

Töfflifahrerin wurde
gerammt
GELTERKINDEN. Als sie von ihrem
Parkplatz auf den Fabrikweg fuhr,
übersah die 63-jährige Aufofahrerin
gestern Nachmittag die Töfflifahre-
rin, die dort unterwegs war. Es gab
einen Zusammenstoss, die 
60-jährige Mofafahrerin stürzte. Mit
Knieverletzungen wurde sie ins 
Spital gebracht. 

Verhandlungen laufen
KRÖTEN-UMZUG. Sie habe die Ver-
handlungen mit den Eingentümern
von potenziellen neuen Standorten
für die Zurlindengrube aufgenom-
men, teilt die Baudirektion mit. Favo-
risiert werde das Gebiet Klingenthal-
Lachmatt in Muttenz. Der Landrat
hat vergangene Woche einen Kredit
von 2,57 Millionen Franken für die
Verlegung der Zurlindengrube bewil-
ligt. In der Rheinebene sind die Krö-
ten dem geplanten Gewerbegebiet
Salina Raurica im Weg.

Weg damit. Alle stark gesüssten Getränke sollen per Gesetz aus den
Schulen verbannt werden, wird im Baselbiet gefordert. Foto Margit Müller
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